
Katholische Stellungnahme ZUV Entwicklungspolitik
Be: dem V“O: Bundestagsausschuß für wirtschaflliche Z usam- wicklungspolitik Wirtschaftswachstum, soz1ıale Gerechtigkeit
menarbeit un April mveranstalteten Hearıng Dber und Selbstbestimmung ANSCHNOMM werden sollten.
Probleme der Entwicklungspolitik gehörten auch die christ- Wır begrüßen, dafß die Bundesregierung ım 'Kabinettsbeschluß
lichen Kirchen als bedeutsame Trägerorganısationen „privater” VO' 26 Februar 1970 wirtschaftliches un sozjales Wachstum
Entwicklungshilfe den Befragten. Sprecher der beiden Kır- als gleichrangige Ziele ansieht. Diese Ziele sollten jedoch nıcht

”nr nebeneinander stehen, sondern be1 allen Maßnahmen inte-chen Prälat WOste, der Leıter des Kommissarıats der
deutschen Bischöfe ın Bonn, für die katholische, Vizepräsident griert gesehen werden. Natürlich sind WIr u11l bewußt, daß

Weeber, Stuttgart, für die evangelische Kirche. Bemerkens- hierbei Zielkonflikte auftreten, die jeweıils ımmer 1CUu gelöst
werden mussen. FEıne systematische Forschung müfßte 1er sıcherWwWwert WT, daß die Kirchenvertreter ıhre Erklärungen ınhaltlıch

miteinander abgestimmt hatten un den Einzelfragen WC- Auftschlüsse bringen, wenn die Entwicklungspolitik der Zweı-
einsam Stellung nahmen.' Der sachliche Beıtrag der Kırchen ten Dekade weiterkommen ß
erwıies sıch als durchaus beachtenswert, obwohl ın der Be- Als Partner dieser Entwicklungspolitik sollten unabhängig
richterstattung der Presse Zul WE unterging. Wır veröffent- VO]  - Staatsformen, Gesellschaftssystemen, politischen Struktu-
lichen deshalb als Ergänzung KUNSETEM Bericht ber das remnN alle dıejenıgen ın rage kommen, die diese Ziele tat-

kräftig verfolgen, se]jen Regierungen der gesellschaftlicheHearıng (vgl ds. Hefl, 2)6) das der Beantwortung der Eın-
Kräftte.zelfragen gewidmete, “O  > hatholischer Seıte verfaßte Basıs-

dokument. Z7u den darın nıedergelegten Punkten nahmen die Wır bedauern, daß ın Ihrem Fragenkatalog die rage der Part-
Vertreter beider Kırchen abwechselnd Stellung. nerschaft ıcht angeschnitten wurde. Wır glauben, da{fß s BG-

rade eine der wichtigsten Aufgaben der Zweiten Dekade se1n
mußß, den Partnerschaftsgedanken MIt Inhalt üllen,Vorbemerkung: Es 1St VO  — jeher Aufgabe der Kirche und ihrer

VOTLT allem Rechte und Pflichten der Partner festzulegenGlieder BCWESCH, sıch der soz1al schwachen, notleidenden Men-
schen anzunehmen. Aus dieser Verantwortung hat S1e auch die un: bisherige Praktiken, Prinzıpien un: Kommuniıkations-

schwierigkeıten überprüfen. Denn 1Ur Aaus der weıteren Ver-Verpflichtung, ZUr Entwicklungshilfe Stellung nehmen un: besserung der Partnerschaft wird sıch ıne Verbesserung der
Anwalrt tür die heute Unterprivilegierten uUunNnserer Welt se1in. Entwicklungspolitik mMIt Auswirkungen auf Instrumentarıen,Aut diesem Hintergrund bıtte iıch Sıe, unsere Stellungnahme Schwerpunkte, Prioritiäten E ergeben. Eıne solche Entwick-
sehen. S1e geht besonders davon dUus, dafß be1 allen Entwick- Jungspolitik der Bundesregierung MUu: sich niederschlagen in
lungsbemühungen der Mensch ım Mittelpunkt stehen mu{fß un: einem umfassenden einheitlichen Entwicklungskonzept, dem
dafß deshalb eınes der wichtigsten Erftordernisse die Verwirk- sıch alle Instrumente (Technische Hilfe, Personalhilfe, Kapiıtal-lıchung der sozıalen Gerechtigkeit ISt. hiltfe, Privatınvestitionen Gte.) einzuordnen haben, WEnnn s1e
Papst Paul VI definierte iın seiıner Enzyklika Populorum Pro- den Anspruch erheben, der Entwicklungshilfe dienen. Zu
Zress10 Entwicklung als den Weg VO'  3 weniıger menschlichen
menschliıcheren Lebensbedingungen. einem solchen einheitlichen Konzept muß eine einheitliche

Verantwortung un darum eine einheitliche Kompetenz RCSie werden VO'  —3 der Kirche nıcht verlangen, daß S1e 1er als hören, die Ausrichtung auf die Ziele und die Wirksamkeit
Fachexpertin tür spezielle Sachfragen auttritt die berutenen sicherzustellen.Vertreter Aaus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft werden Dıieses Entwicklungskonzept mufß sich erstrecken aut die

den schwierigen Uun! komplexen Problemen siıcher mehr Bundesrepublik Deutschland (Überprüfung der Subventions-
können.

Sıe werden ıhr ber zugestehen, da{ß S1e 1n den Fragen, bei polıitik, Struktur- und Raumordnungspolitik, Gastarbeiterfira-
SCIL, aut Fragen also, Ww1e s1e auch 1m Kabinettsbeschlufß VO'

denen die Menschen geht, ıhre Würde, Gerechtigkeit, Februar 1970 angesprochen sind),Freiheit, menschliches Miteinander, eindeutig Stellung nımmt auf das Entwicklungsland (Dialog mi1ıt dem Partner ber Kon-
und dabei auch aut Erfahrungen zurückgreift, die s$1e 1n der ZCDULU, Prioritäten, Schwerpunkte, Koordinationen VO Entwick-
kirchlichen Entwicklungshilfe selbst hat sammeln können. lungsplan des Entwicklungslandes aus),Wır haben dıe Hoffnung, da{fß dieses Hearıng auch deutlich auf die iınternationalen Beziehungen (Welthandel, Präterenz-
machen wird, da{fß Entwicklung nıcht 1Ur eLWwWwAas ist, das sıch SyStEe ete.)irgendwo 1ın Afrıka, Asıen der Lateinamerika abspielt, SOIl-
ern auch die Industrieländer und die internationalen Bezıie-
hungen betrifit. Bewußtseinsbildung ın der BRD

Eın solches entwicklungspolitisches Konzept aßt siıch 1UI durch-
SETZECN, wWenn N V.O'  - der Zustimmung der Mehrheıt unseres Vol-Z7u den Fragen des Hearıngs: kes wırd Eıne entsprechende, tiefgreifende, kritische
Bewußtseinsbildung mMI1t dem Ziel, 1ese zustimmende Haltung

Rang, Zıele un Konzept der Entwicklungspolitik durchgehend 9 1St daher eiıne der wichtigsten gesell-
schaftspolitischen Aufgaben in der BRD, der sıch sowohl dıe

Ausgehend VO  ; der Tatsache der zusammenwachsenden einen Regierung als auch die Parteıen und sonstigen gesellschaftlichen
Welr und der daraus folgenden Verantwortung, diese Welt Krifte annehmen mussen. Beide Kırchen fühlen sıch dieser Auf-

gestalten, da{iß alle Menschen menschenwürdiger 1n iıhr le- gyabe esonders verpflichtet un: sind bereits 1ın Gespräche e1n-
ben können, ergibt sıch eın eıgener und hoher Rang tür die FEL  9 w1e S1C in Zukunft gemeinsam einen Beitrag hierzu
Entwicklungspolitik. S1€e sollte deswegen treigemacht werden eisten können. Es 1St jedoch festzustellen, da{fß eın stärkeres
vOo UTZ- UN mittelfristigen Interessen nationaler Außen-, „kritisches Engagement ftür dıe Entwicklungspolitik NUr ann
Wırtschafls- und Innenpolitik. Insotern 1St Entwicklungspolitik, erreichbar 1St, WECNN uUunNnsere Gesellschaft ınsgesamt ZUr Kritik
langfristig gesehen, eın wichtiges Instrument einer bonstruk- und Selbstkritik fähiger wird, W as eıne esamt-Erziehungs-
tıven Weltfriedenspolitik, wobei ıcht übersehen werden darf, aufgabe 1St.
dafß der Entwicklungsprozeß selbst konfliktreich verliäuft (Z. Wiıchtige Elemente un Voraussetzungen für die Entwicklungs-
be1i der Durchbrechung soz1al ungerechter Strukturen 1n einem hılte sınd

bessere Transparenz der Entwicklungspolitik und Entwick-lateinamerikanischen Land der bei der notwendiıgen Umstruk-
turıerung VO Wırtschaftszweigen ın unNnserem Land) lungshilfe (das gilt auch für den Beıitrag der Kirchen)
Wır schließen u1ll5s5 der Forderung der Weltkirchenratskonferenz Aufwertung des Status des Entwicklungshelfers und des
VO!] Montreux d} daß als die reı wesentlichen Ziele der Ent- Entwicklungsexperten
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Analyse der Klischee-Vorstellungen ber Entwicklungslän- f'wicklungsbil Fe wieder molÄl ZUuT Verfügung gestellt ayerden. Es
der, ber Entwicklungspolitik uUSW.,. 1St erwagen, un diese Rückflüsse 1n den Entwicklungslän-

Aufnahme dieser Problematik die Lehrinhalte unserer dern, die Ss1€e erwirtschaftet haben, ber Counterpartfonds Ww1e-
der investlieren.Schulen, Volkshochschulen, Bildungsarbeit uUSW.
Im übriıgen unterstutzen WIr die Bemühungen der Bundesregie-

Es 1St selbstverständlich, dafß tür diese Aufgabe der Bewußt- rung, Umschuldungsaktionen grofßzügig handhaben, die Dar-
seinsbildung auch beachtliche Mittel bereitgestellt werden MUS- lehnskonditionen weıter verbessern un!: die Lieferbindungen
sen! abzubauen.

Schwerpunkte UuN Bereiche der Entwicklungshilfe Eınıge, ın den Fragen nannte, spezielle Bereiche
der Entwicklungshilfe:Dıie Schwerpunkte un! Bereiche der Entwicklungshilfe sollten

sich grundsätzlıch den 7Zielen und Bedürfnissen der Ent-
wicklungsländer ausrıchten und von dort her koordinıiert se1n. a) Personelle Hıilfe
Nur das ermöglicht multilateral geLTagENE Regionalplanungen, Aufgrund eiıner zehnjährigen Erfahrung auch 1mM ırchlichen
Verbundprojekte uUuSW.,. Dıie Bundesregierung mMUu: sıch mıt die- Bereich MI1t personellen 1ensten (Arbeitsgemeinschaft tür Ent-
SCIl Zielen auseinandersetzen und annn entscheiden, welche s1e wicklungshilfe N Dienst 1n ersee 1St festzustellen, da{(ß
gemäfß ihren spezifischen Möglichkeiten, Ansatzpunkten uUuSW. auch für die personelle Hıiılte das Bedürfnis der Entwicklungs-

Zugrundelegung der ben dargelegten generellen Ziele länder maßgebend se1n mMu
Öördern will, schnelle Schaffung Arbeitsplätzen, Mas-
senkaufkraft, Einkommensverteilung uUSW. möchte bei

Wenn die SOgENANNTEN Geberländer be1i der staatlıchen tech-
nıschen Hilte davon abgehen würden, iın ihrem Angebot Fach-

diesen wenıgen Anmerkungen bewenden lassen und ZUr rage, kräfte gewissermaßen gleich miteinzubauen, würde die Nach-
ob der öffentlichen Hılte der prıvaten Inıtiatıve Vorrang ein- frage nach diesen Kräften aller Wahrscheinlichkeit nach mittel-
geraumt werden soll, 5i  I, dafß dies davon abhängt, welcher fristig zurückgehen. Hıer bedart das derzeıitige Konzept der
Weg 1n einer gegebenen Sıtuation Zur Erreichung der Entwick- technıschen Hılte einer Überprüfung, insbesondere dem
lungsziele besten geeignet 1St. Staatliche bilaterale Hıiılfe, Aspekt eines zunehmenden Selbstbewußtseins der Entwick-
multilaterale Hılte, privat-wirtschaftliıche Investitionen un lungsvölker und einer daraus resultierenden Zurückhaltung
private Entwicklungshilfe (wıe die der Kirchen) haben gegenüber dem ausländischen Experten un! dem Gesichts-
jeweils verschiedene Spielraummöglichkeiten, Ansatzpunkte punkt des Aufbaus einheimischer Personaldienste.
USW., die alle 1m Interesse der Ziele der Entwid;lungsländer Fur dıe weıterhın benötigten Fachkräfte zeichnet sıch eın eut-
ZENUTZL werden sollten. lıcher Irend 1b höheren Anforderungen 1n fachlicher, cha-
Auf dem Hıntergrund der kirchlichen Entwicklungshilfe auf rakterlicher und sozlalpädagogischer Hıiınsicht. Dringend der
katholischer Seıite (seıt 1959 Aaus Misereor- und Zentralstellen- Klärung bedürten die Laufbahnfrage (Leerstellen-Einrichtung,
mitteln 8000 Projekte mi1t mehr als 200 Mıo DM) sehen Beurlaubung) und die Aufwertung des gesellschaftlichen Status.
WIr aufgrund uUNnscIrer bisherigen Erfahrungen un: dem Dıalog
mit den Partnern 1M Großen folgende Schwerpunkte tür die
Zweıte Dekade: Bildungshilfe

Ziel der Bildungshilfe sollte se1ın, gee1gnete, den BedürtfnissenStärkung der Partnerstrukturen, VOT allem Autbau der entsprechende Bildungssysteme aufzubauen. Dabei ISt VeLr-Selbsthilfsbewegungen der Unterprivilegierten meıden, hiesige Bildungsvorstellungen in die Entwicklungs-
Autbau VON Fachstellen 1ın den Entwicklungsländern für länder übertragen.

Planung, Programmierung, Untersuchungen, ‚ Evaluierungen Zentrale Problemkreıise sınd der Autbau eigenständiıger, effi-
zıienter Schulverwaltungen, die Lehrerausbildung un! die Er-

Bewudfstseinsbildung 1er un 1m Entwicklungsland. arbeitung der Bildungsziele und Bildungsinhalte.
Daneben sollte diıe Bundesregierung der größeren Bre1i-

Wır siınd Parlament un: Regierung dankbar, daß s1e seır 1962 tenwirkung ihr besonderes Augenmerk riıchten auf nıcht-
ber die kirchlichen Zentralstellen tür Entwicklungshilfe Mittel schulische Systeme der Alphabetisierung und Erwachsenenbil-
für Vorhaben der kirchlichen Entwicklungshilfe bereitstellen. dung, iınsbesondere ZUuUT Mobailısierung der Gesellschafl (Radıo-ber diesen Weg wurde und wırd eın Programm finanziert, für schulen, Fernsehen uSW.).das die staatlıche Hılte aufgrund iıhrer Bedingungen keinen
Spielraum, Ansatzpunkte, Partner hat. C} Familienplanung

Dıie Familienplanung 1St eın Allheilmittel und kann 1Ur 1mLeistungsumfang Zusammenhang MmMIt anderen Förderungsmaßnahmen gesehen
Leistungen tür Entwicklungshilfe sollten 1U weiıt anrecben- werden. Es mu{fß ausschliefßlich Sache der Entwicklungsländer

selbsrt seın entscheiden, ob S1e Familienplanungs-Programmebar se1n, als S1Ee sıch in das vorgetragene Konzept einfügen un!
durchführen wollen.seınen Kriterien standhalten. Dıie Bundesregierung wiırd aut-

gefordert, 1ese Frage iın den internationalen Gremien, Nach den bisherigen Erfahrungen können folgende Empfteh-
DAC, ZzZ 0U Diskussion stellen. In Zukunft sollte auf einer lungen ausgesprochen werden:
international bereinigten Basıs der Prozentsatz der Entwick- Im Entwicklungsland sollten Ausbildungsstätten für Famı-
lungshilfe Brutto-Sozialprodukt berechnet werden. lienplanung eingerichtet werden, die den Landesverhältnissen
Die Bundesregierung wird aufgefordert, his spatestens 1975 dıe (vor allem 1in kultureller Hinsiıcht) entsprechen. Auft jeden Fall
öffentlichen Le:istungen für Entwicklungshilfe auf 0,7 9/0 sollte die Ausbildung geeigneten Fachpersonals durch Ärzte
steigern (vgl. Pearson-Bericht), damit die Entwicklungsländer geschehen. Die Ausbildung dieses Personals aflt siıch U, 1n
mMit einıgermaßen testen Größen für die Entwicklungsplanung bereıits bestehende Ausbildungsstätten integrieren.
rechnen können. Bei allen Förderungsmafßnahmen auf dem Gebiet der Fa-Die Kırchen verstehen iıhren prozentual bereits höheren e1ge-
Nnen Beıitrag kırchlichen Haushaltsmitteln und Spenden für milienplanung sollte der Gesamtzusammenhang beachtet WOI-

den. Immer sollten kombinierte Programme aufgestellt werden,die Entwicklungshilfe als Appell Bundestag, Bundesregie- gleichgültig ob S1e einer Gesundheitsbehörde oder einer Sozial-
Iung und gesellschaftliche Kräfte, ihrerseits die Leistungsgrenze

erhöhen. behörde zugeordnet werden.
Rückflüsse und Zinsen gewährten Darlehen sollten der FEnt- Zur rage des Eınsatzes spezieller antikonzeptioneller Ma4S-
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nahmen 1St 9 da{fß sS1e erst durchgeführt werden können, Integration der Hilfsformen Un wirksamere
wWenn die notwendigen sozialpolitischen, kulturellen un be- Zusammenarbeit:
raterischen Voraussetzungen geschaffen worden sind

Hıerzu 111 iıch: nur einıge Hınweıiıse geben:Grundlage alle Ma{fßnahmen mu se1n, daß die Eltern 1n e1ge- 6.1 Die Hıltstormen können 1Ur 1mM Entwicklungsland koordi-
S” Verantwortung und Einsicht 1ın Tragweite un: Konsequenz
ıhrer Entscheidung handeln können. nıert werden. Jede Koordination hne Einbeziehung der

Entwicklungsländer geht ihren Lasten.
Fuür die staatliche Seıte in der BR  C hatte ich bereits BCSAST,d) Hılfe ZU) soztialen Ausgleıich da{ß eın einheitliches Konzept eine einheitliche Verantwor-

Vorweg 1St 9 da{fß der Begriff „sozialer Ausgleich“ 1NSO- LUNg und Kompetenz verlangt.
fern irreführend ISt, als die Vorstellung harmonisch VOeI- 6.3 Die Träger öffentlicher und priıvater Entwicklungshilfe
lautfender Entwicklungsprozesse nahelegt. In Wirklichkeit 1st sollten iıhre Konzepte und Möglichkeiten often darlegen
dieser Prozefß konfliıktreich und führt kurzfristig möglıcher- als Voraussetzung tür Abstimmung un Zusammenarbeit.
weıse größeren Ungleichheiten.
Dıie Bundesregierung sollte ın iıhrer Entwicklungshilfe jene Internationale Wirtschaftsbeziehungen:Länder bevorzugen, die bereit sınd, sozialen Ausgleıich 1M
eigenen Lande mıtzuarbeıten. Sıe sollte solche Ma{fßnahmen VOILI- Zu dieser Sachfrage können WIr unmıiıttelbar weni1g beitragen.
zıehen, die geeignet sind, 1mM jeweılıgen Fall autf sozialen Aus- Es erscheint uns jedoch folgender Tatbestand wichtig:
gyleich hinzuwirken. Die Industrialisierung der Entwicklungsländer 1St hne Prä-
Um das Gesagte verdeutlichen: Notwendig siınd die Unter- ferenzsysteme, regionale Wirtschaftsgemeinschaften uUSW.,. ıcht
stutzung VO!]  3 Bodenreftorm-Maißsnahmen; die Unterstützung möglich.
VO  3 Steuersystem-Änderungen mit dem Ziel höherer Einkom- Dıie Bundesregierung sollte sıch deshalb ausdrücklich für die
mensgerechtigkeıt USW. Schaftung solcher Präferenzsysteme 1m iınternationalen Bereıich
An dieser Stelle wiıird besonders relevant die vorhın VO  3 uns einsetzen und 1M eıgenen Land Aazu Inıtiatıven ergreifen (z
aufgestellte Forderung nach Integration der Trel Entwicklungs- Überprüfung der Subventionspolitik, gezielte Zollermäßigun-
ziele. Da der staatlıchen Entwicklungshilfe 1ın bestimmten S1- SCHh für Produkte Aaus den Entwicklungsländern, Vorbereitung
tuatıonen renzen BESCTIZL sınd, sollte die Bundesregierung DG- eines entsprechenden Konzeptes für die nächste
sellschaftliche Gruppen in der BRD ermutıgen un: tördern, da- Konfterenz uSW.).
MI1 diese ihrerseits entsprechende Partnerorganısationen (z Im übrigen hoften WIr, da{fß dieses Hearıng durch Befragung
Selbsthilfebewegungen) unterstutzen können. Auft diıesem Wege einschlägıiger Fachleute tür diesen Problemrahmen Hınweise
können auch soz1a1 gerechtere Strukturen aufgebaut un! NOL- 1etert.
wendiıge Veränderungen rascher erreicht werden. Wır unterstreichen nochmals die große Bedeutung, die diesen
Wo keine Ansatzpunkte tfür die Anwendung dieses Konzeptes Fragen zukommt, hne deren Lösung alle eigenen Anstrengun-
gegeben sınd, sollte keine Entwicklungshilfe gegeben werden. SCIl der Entwicklungsländer truchtlos bleiben mussen.

Ze1l  ericht

Wo steht die Ewvangelische Kırche ın Deutschland
„Wır evangelischen Christen 1n der DDR haben keinen halten, als nıcht mehr tragfähig erwıesen. Diese Gründe
Grund, die Gemeinschaft der EKD zerschneiden. Wır 1n der Fürstenwalder Erklärung noch einmal autf-
haben zuie Gründe, sS1e testzuhalten.“ Dreı Jahre 1St geführt worden: die gemeiınsame Ertahrung des Kirchen-
TST her, dafß die regionale Tagung der Synode der kampfes und das 1n dieser Erfahrung aktualisıerte „Erbe
EKD 1n Fürstenwalde (Aprıil dies erklärte. Als VO der Reformation“, die gemeınsame gottesdienstliche

bıs Maı 1970 ın Stuttgart die regionale Tagung Sprache, dıe beiderseitige Teilnahme der Ckumenischen
( West) der EKD-Synode ZUSAaMMENTFCAT, gab deren Bewegung, der yvegenüber eın Rückschritt seın würde,
östliıche Häilfte nıcht mehr, un: die westliche Teilsynode die bestehende EKD-Gemeinschaft aufzugeben, der Ver-
erklärte sıch TE alleinıgen Synode der EK  T Denn 1m söhnungsdienst 7zwiıschen den Fronten, dem siıch die
Junı 1969 WAar der „Bund evangelischer Landeskirchen 1n EKD mıiı1ıt dem Stuttgarter Schuldbekenntnis verpflichtet
der Deutschen Demokratischen Republık“ gebildet WOI- habe, und schließlich der Auftrag, „Anwalt“ der getreNN-
den, dessen Synode September 1969 in Potsdam- Fen Famıilien un Menschen se1n, 1e Gespräch und
Hermannswerder ZU erstenmal zZzZusammentra Am Gemeinschaft suchen“. In diesem Katalog 1St. ziemlich
September hatten die bisherigen Mitglieder des KRates un Nn zusammengestellt, W as der organisatorischen Ge-

stalt des deutschen Protestantismus nach dem Zweıtender Synode der EKD, die in der DDR ansäassıg sind, fest-
gestellt, da{fß ıhre Funktion und Tätigkeit 1n diesem Gre- Weltkrieg, der Evangelischen Kırche 1n Deutschland,
mıum der EKD MIt der Konstitulerung des Bundes be- durch Wel Jahrzehnte ındurch Inhalt Uun! raft DC-
endet sel Was Landesbischof Mitzenheim 1mM Zusam- geben hat Aber al diese Gründe AUS der (Ge-
menhang der „allgemeınen Volksaussprache“ über den schichte und Aaus der Sıtuation abgeleitet un deshalb auch
Entwurt einer Verfassung der DDR 1im Februar tfür Wandlungen 1ın der geschichtlichen Sıtuation anfällig.
1968 öftentlich vertireien hatte, War kirchenrechtliches Nıemand konnte un wollte behaupten, die Eisenacher
Faktum geworden: »  IO Staatsgrenzen der Deutschen Kirchengründung VO 1948 (Bischof Wurm: „kein estolzer
Demokratischen Republik bılden auch die Grenze für die Dom, her ine Baracke“) se1l in dieser Form glaubensnot-
ırchlichen Organisationsmöglichkeiten.“ wendig sosehr auch der Gebrauch des Begriffes „Einheıt

der FEKD“ 1mM ökumenischen Zeıtalter fast zwangsläufigDen polıtıschen Tatsachen gegenüber hatten sıch also die
„guten Gründe“, der Gemeinschaft der FEKD testzu- dogmatische Motive assoz1ılerte. Man praktizierte diese
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